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1. VERFAHRENSVERMERKE 
 

1. Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 2 (1) 

BauGB sowie 

Beschluss der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 

der Behörden und Träger öffentlicher Belange durch den Ge-

meinderat 

 

10.11.2015 

2. Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 

gem. § 2 (1) BauGB sowie der Frühzeitigen Beteiligung der Öf-

fentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB  

 

19.11.2015 

3. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB 

 

02.12.- 

18.12.2015 

4. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher 

Belange gem. § 4 (1) BauGB  

 

16.11.- 

18.12.2015 

5. Billigung des Entwurfs des Bebauungsplans, der planungs-

rechtlichen Festsetzungen mit Begründungen, der örtlichen 

Bauvorschriften und des Auslegungsbeschlusses durch den 

Gemeinderat 

 

30.05.2017 

6. Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gem. 

gem. § 3 (2) BauGB 

 

14.06.2017 

7. Öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans und 

der planungsrechtlichen Festsetzungen mit Begründungen so-

wie der örtlichen Bauvorschriften gem. § 3 (2) BauGB 

 

21.06.- 

20.07.2017 

8. Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. 

§ 4 (2) BauGB 

 

06.06.- 

07.07.2017 

9. Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 10 BauGB 

  

10.10.2017 

10.  Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten der Satzung 

 

__.__.__ 

 

  

ToepferMarkus
Schreibmaschinentext
26 04 2018
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2. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 

Aufgrund §§ 1, 2, 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBl. I 

S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) m.W.v. 

24.10.2015 in Verbindung mit § 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) 

in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. 698), zuletzt geändert durch Ver-

ordnung vom 23.02.2017 (GBl. S. 99) m.W.v. 11.03.2017 hat der Gemeinderat der 

Stadt Radolfzell am __.__.__ in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan „Stadterwei-

terung Nord, 2. BA Nord“ als Satzung beschlossen.  

 

 

RECHTSGRUNDLAGEN 

 Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.10.2015 m.W.v. 24.10.2015 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 zuletzt geändert durch Ar-

tikel 2 des Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 

Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 

11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) m.W.v. 20.09.2013 

 Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung 

in den Städten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. vom 05.03.2010 zu-

letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Neuordnung des Wasserrechts 

in Baden-Württemberg vom 11.11.2014 (GBl. S. 501) m.W.v. 01.03.2015 

 Gemeindeordnung (GemO) vom 24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. 698), zuletzt ge-

ändert durch Verordnung vom 23.02.2017 (GBl. S. 99) 

 

 

§ 1 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der Geltungsbereich ist in der Planzeichnung vom 19.09.2017 festgelegt 

 

§ 2 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Es ist ein Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt (§ 4 BauNVO). 

Anlagen für Verwaltung, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind unzulässig. 

Die Ausnahmen nach § 4 (3) Nr. 3 - 5 BauNVO sind nicht Bestandteil des Be-

bauungsplans (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO). 

  

ToepferMarkus
Schreibmaschinentext
10 10 17
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2. Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit §§ 16 - 21 

BauNVO 

Siehe Planeintrag  

Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Planzeichnung festgelegt durch 

die Grundflächenzahl (GRZ), die Grundfläche (GR), die maximale Zahl der Voll-

geschosse (Z) sowie die maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) sowie die ma-

ximal zulässige Wandhöhe (WH). 

 

Die Festsetzung der Grundfläche im WA1 und WA2 bezieht sich auf die Haupt-

anlage, nicht auf Haupt- und Nebenanlagen. Es gilt § 19 Abs. 2 und Abs. 4 

BauNVO.  

 

Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl im WA3 bleiben die Tiefgaragen unbe-

rücksichtigt. Um das städtebauliche Ziel einer ausreichend großen Tiefgarage 

verwirklichen zu können, darf die zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4 

Satz 3 BauNVO durch die Grundfläche von Tiefgaragen bis zu einer Grundflä-

chenzahl von 0,7 überschritten werden. 

 

Höhe der baulichen Anlagen § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

Siehe Planeintrag 

Den Eintragungen im Planteil (Nutzungsschablone) der Satzung entsprechend 

ist die maximale Gebäudehöhe (GH) und die maximale Wandhöhe (WH) (§ 16 

BauNVO) festgesetzt. 

Als Wandhöhe gilt das Maß gemessen von der festgesetzten Erdgeschossroh-

fußbodenhöhe (siehe Nr. 14 Höhenlage) bis zum äußeren Schnittpunkt der Au-

ßenwand mit der Dachhaut.  

Als Gebäudehöhe gilt das Maß gemessen von der festgesetzten Erdgeschoss-

rohfußbodenhöhe (siehe Nr. 14 Höhenlage) bis zur Oberkante des Firstes. 

 

Die maximale Gebäudehöhe darf mit technischen Auf- und Anbauten sowie 

Treppenaufgängen und mit Anlagen zur Solarenergienutzung um bis zu 0,30 m 

überschritten werden. 

Für Nebenanlagen und Gemeinschaftscarports ist eine maximale Gebäude-

höhe von 3,0 m festgesetzt.  

 

3. Überbaubare Grundstücksflächen § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 23 

BauNVO 

Den Eintragungen im Planteil der Satzung entsprechend sind die überbaubaren 

Grundstücksflächen durch Baugrenzen und Baulinien bestimmt. 

 

4. Bauweise § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 22 BauNVO 

Bauweise bzw. Hausformen gelten gemäß Planeintrag. 
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5. Stellung der baulichen Anlagen § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

Die Stellung der baulichen Anlagen ergibt sich aus der Anordnung der Baufens-

ter in der Planzeichnung.  

Für die zulässige Gebäudestellung sind die im Bebauungsplan dargestellten 

Firstrichtungspfeile maßgebend. Von der zulässigen Gebäudestellung können 

für gegenüber dem Hauptbaukörper untergeordnete Querbauten ausnahms-

weise Abweichungen zugelassen werden. Von der zulässigen Gebäudestellung 

können ausnahmsweise Nebenanlagen in Form von Gebäuden, Garagen und 

überdachten Stellplätzen Abweichungen zugelassen werden. 

 
6. Nebenanlagen, Stellplätze, Carports, Garagen und Tiefgaragen § 9 Abs. 1 Nr. 

22 BauGB 

Siehe Planeintrag 

In WA 1 und 2 sind Garagen nicht zulässig. 
In WA 1 sind Gemeinschaftsstellplätze, -carports und Nebenanlagen nur auf 
den dafür festgesetzten Flächen zulässig. 
In WA 2 sind Carports nur auf den dafür festgesetzten Flächen zulässig. 
In WA 3 sind Gemeinschaftsgaragen (Tiefgaragen) und Gemeinschaftsstell-
plätze nur auf den dafür festgesetzten Flächen zulässig. 
 

7. Verkehrsflächen und öffentliche Stellplätze § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Den Eintragungen im Planteil entsprechend sind die Verkehrsflächen festge-

setzt als: 

- Öffentliche Straßenverkehrsfläche 

- Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung  

o Öffentliche Parkierungsflächen 

o Verkehrsberuhigter Bereich 

o Rad- und Fußweg 

o Fußweg 

o Öffentliche Carsharing - Stellplatzfläche 

- Einfahrtsbereich 

- Bereich ohne Ein- und Ausfahrt  

Hinweis: Die Aufteilung der Verkehrsfläche in Fahrbahn, Gehweg, Parkplätze 

und straßenbegleitende Bäume wird im Zuge der Detailplanung festgelegt.  

 

8. Führung von Versorgungsanlagen und –leitungen § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 

Die Führung von oberirdischen Versorgungsleitungen (einschl. Leitungen für 

Telekommunikation) ist unzulässig.  
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10. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-

den, Natur und Landschaft § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

 

Es besteht ein Kompensationsbedarf von 1.005.720 Ökopunkten. Dieser wird 

durch interne und externe Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen.  

 

K1 Interne Ausgleichsmaßnahmen 

Es werden folgende interne Ausgleichsmaßnahmen auf Ausgleichsflächen fest-

gesetzt: 

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche im Norden des Plangebietes (ca. 0,48 ha) 

ist zusätzlich zum Erhalt der bestehenden Feldgehölze und der Fettwiesen mit 

Feuchtezeigern (V5) die Neupflanzung von Feldgehölzen (1.392 m²) sowie die 

Extensivierung der vorhandenen Fettwiesen mittlerer Bedeutung (1.549 m²) 

vorzunehmen. Diese Maßnahmen sind im Zuge der Erschließungsmaßnahmen 

umzusetzen. 

Die Feldgehölze sind zu pflegen und bei Abgang nachzupflanzen. Das Grün-

land ist extensiv zu nutzen und mit 2-maliger Mahd / Jahr (1. Mahd Mitte Juni 

bis Mitte Juli + 2. Mahd Ende August bis Ende September) zu bewirtschaften. 

Das Mähgut ist abzufahren. 

 

Der sich darüber hinaus ergebende Kompensationsbedarf wird über folgende 

Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebiets teilweise ausgegli-

chen:  

 

Externe Ausgleichsmaßnahmen 

Es werden folgende externe Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt: 

 

K2 Anlage von Tümpeln, Anlage von Hochstaudenfluren, Pflanzung von Feld-

gehölzen und Bäumen sowie Extensivierung des Grünlands auf Flurstück 

2075/3 (tlw.) – CEF-Maßnahme  

Auf Flurstück 2075/3, ca. 60 m nordwestlich des Plangebietes, ist auf insgesamt 

1,94 ha die Anlage von Ersatzlebensräumen für die betroffenen Amphibien vor-

zunehmen.  

Hierzu ist die Schaffung von neuen Laichgewässern (Tümpeln), die Anlage von 

Hochstaudenfluren sowie von Landhabitaten durch die Neuanlage von Gehölz-

strukturen (Pflanzung von Feldgehölzen und drei Bäumen) und die Extensivie-

rung des Grünlandes vorzunehmen.  

Die Bäume und Feldgehölze auf der Fläche sind zu pflegen und bei Abgang 

nachzupflanzen. Das Grünland ist extensiv zu nutzen und mit 2-maliger Mahd / 
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Jahr (1. Mahd Mitte Juni bis Mitte Juli + 2. Mahd Ende August bis Ende Sep-

tember) zu bewirtschaften. Das Mähgut ist abzufahren. 

 

K3 Anlage von Tümpeln, Anlage von Hochstaudenfluren, Pflanzung von Feld-

gehölzen und Bäumen sowie Extensivierung des Grünlands auf Flurstück 2111 

(tlw.) – CEF-Maßnahme  

Auf Flurstück 2111, ca. 200 m nordöstlich des Plangebietes, ist auf insgesamt 

0,5 ha die Anlage von Ersatzlebensräumen für die betroffenen Amphibien vor-

zunehmen.  

Hierzu ist die Schaffung von neuen Laichgewässern (Tümpeln), die Anlage von 

Hochstaudenfluren sowie von Landhabitaten durch die Neuanlage von Gehölz-

strukturen (Pflanzung von Feldgehölzen und eines Baumes) und die Extensi-

vierung des Grünlandes vorzunehmen.  

Die Bäume und Feldgehölze auf der Fläche sind zu pflegen und bei Abgang 

nachzupflanzen. Das Grünland ist extensiv zu nutzen und mit 2-maliger Mahd / 

Jahr (1. Mahd Mitte Juni bis Mitte Juli + 2. Mahd Ende August bis Ende Sep-

tember) zu bewirtschaften. Das Mähgut ist abzufahren. 

Der weitere darüber hinaus ergebende Kompensationsbedarf von 919.790 Öko-

punkten wird vom Ökokonto der Stadt Radolfzell abgezogen. 

Die CEF-Maßnahmen K2 und K3 zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Ver-

botstatbestände nach § 44 BNatSchG sind als vorgezogene Ausgleichsmaß-

nahmen vor Baubeginn abzuschließen.  

 

Zuordnung von Eingriffs-/Ausgleichsmaßnahmen 

 

  Eingriff 

  Baufläche Gesamt-Erschließungsfläche Summe 

Ausgleichsmaßnahmen         

GESAMT 73,6 % 26,4 % 100,0% 

    

Beitragsfähige 
Erschließungs- 

fläche 

Beitragsfreie 
Erschließungs- 

fläche 
  

K2  

CEF-Maßnahme Amphibien-
schutz 

Flurstück 2075/3 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

K3  

CEF-Maßnahme Amphibien-
schutz 

Flurstück 2111 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

7 * 

Ackerumwandlung 
Erweiterung der Baumreihe 

 Teilfläche des Flurstückes 958  
 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

10 * 

Ackerumwandlung 
Flurstück 301 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 
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24 * 

Ackerumwandlung 
Anlage einer Streuobstwiese 

Flurstück 2278 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

39 * 

Erweiterung einer Streuobstwiese 
Teilfläche des Flurstückes 1128 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

66 * 
Waldrefugium Bord, Bierkeller 

Fläche ca. 1,5 ha 
Teilfläche des Flurstückes 1128 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

67 * 
Waldrefugium Litzelhard, Litzelhard 

Fläche 1,5 ha 
Teilflächen der Flurstücke 41/2, 

42/1, 42/6, 359/5, 363/1, 530 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

75 * + 76 * 
Waldrefugium Schiedelen, Kaserne 

+ Kaserne 2 
Fläche 3+4 ha (2 Teilstücke) 

Teilfläche des Flurstückes 1269/7 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

77 * + 78 * 
Waldrefugium Hirschbrunnen, Ob 

dem Kämpfen 

Fläche ca. 2,1 ha (2 Flächen) 
Teilfläche des Flurstückes 2328 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

81 * 

Waldrefugium Steigental, Hexenloch 
Fläche ca. 5,0 ha 

 Teilfläche von Flst. Nr. 1386  
 

73,6 % 21,65 % 4,75 % 100,0 % 

* Nummer der Maßnahme im Ökokonto der Stadt Radolfzell  

 

Kostenerstattungsbeträge 

Gemäß § 135 c Nr. 1 BauGB  können die Gemeinden die Kosten für die 

naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen zu den Bebauungsplänen 

auf die Eigentümer umlegen (Kostenerstattungsbeträge). Dafür ist eine Zu-

ordnung der Eingriffe und der Maßnahmen zu den öffentlichen Planungen 

(z.B. öffentliche Erschließung, Gemeinbedarfsfläche etc.) und zu den priva-

ten Planungen (z.B. Bauplatzgrundstücke, Gemeinschaftsparkplätze etc.) 

notwendig. Grundsätzlich werden zur Ermittlung des Kostenerstattungsbe-

trages die tatsächlichen Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen herangezo-

gen. 

Für das Plangebiet „Stadterweiterung Nord – 2. BA“ entfallen von der Ge-

samt-Eingriffsfläche 26,4 % auf die öffentlichen Planungen und 73,6 % auf 

die privaten Planungen. Die Regelungen der §§ 135 a - c BauGB (Kosten-

erstattungsbetrag) betreffen jedoch nur die Aufwendungen für naturschutz-

rechtliche Eingriffe, welche auf die privaten Planungen entfallen. Hiervon 

können 100 % auf die betroffenen Grundstückseigentümer umgelegt wer-

den.   

  

Erschließungsbeiträge 

Gemäß § 23 KAG kann die Gemeinde 95 % der Kosten für die erstmalige 

Herstellung der beitragsfähigen Erschließungsanlagen von den angrenzen-

den Grundstückseigentümern über den Erschließungsbeitrag zurückfordern. 
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Dies betrifft auch den Anteil der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnah-

men für die öffentlichen Planungen, der im Rahmen der Erschließungspla-

nung umgesetzt werden muss.  

Für das Plangebiet „Stadterweiterung Nord – 2. BA“ entfallen von der Ge-

samt-Eingriffsfläche 26,4 % auf die öffentliche Eingriffsfläche. Diese teilt sich 

wiederum auf in 21,65 % für die beitragsfähigen Erschließungsanlagen und 

4,75 % auf die beitragsfreien Erschließungsanlagen. Nur der prozentuale 

Anteil der Kosten für naturschutzrechtliche Eingriffsmaßnahmen, welcher 

auf die beitragsfähigen Erschließungsanlagen entfällt, kann nach Abzug des 

5%igen Gemeindeanteils, über den Erschließungsbeitrag auf die betroffe-

nen Eigentümer umgelegt werden.   

 

S1 Schutzmaßnahmen 

Es werden folgende Schutzmaßnahmen festgesetzt: 

Um die Bestandseiche wird eine Fläche zum Schutz des Wurzelwerks festge-

setzt. Die Fläche ist von jeglicher Bebauung freizuhalten und zu pflegen. Grund-

stücks- und Stellplatzzufahrten sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu ge-

stalten, z.B. Schotterrasen, Kiesbelag oder Rasenpflaster.  

 

Vermeidungsmaßnahmen  

Zur Verhinderung von Vogelschlag  sind an Fensterfronten mit großen Glasflä-

chen folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

Transparente Scheiben für Vögel sichtbar machen durch: Geprüfte Markierun-

gen am Glas z.B. durch Siebdruckverfahren oder Folien – wichtig insbesondere 

bei Glasbrüstungen, Eckverglasungen, Glasverbindungsgängen, Windschutz-

wänden oder nicht transparente Bauteile wählen.  

Reflexion vermindern durch: Geprüfte Markierungen am Glas oder durch bauli-

che Maßnahmen wie z.B. außenliegender Sonnenschutz. 

Auf das Tötungs- bzw. Verletzungsverbot von wild lebenden Vögeln gemäß § 

44 Abs. 1 Nr. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) wird hingewiesen. 

 

Minimierungsmaßnahmen 

Es werden folgende interne Minimierungsmaßnahmen festgesetzt:  

Grundstücks- und Garagenzufahrten, öffentliche und private Stellplätze sowie 

Fußwege und weitere geeignete Flächen sind mit wasserdurchlässigen Belä-

gen zu gestalten, z.B. Schotterrasen, Kiesbelag oder Rasenpflaster.  

Flachdächer sind, soweit sie nicht als Dachterrassen genutzt werden, mindes-

tens extensiv zu begrünen.  

Flachdächer sind, auch unterhalb aufgeständerter Anlagen zur Nutzung von So-

larenergie, mindestens extensiv zu begrünen.  

Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung von ≤ 12° von 

Nebenanlagen (Carports) sind mindestens extensiv zu begrünen mit einer Sub-

stratstärke von mind. 10 cm. 
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Mutterboden ist getrennt auszubauen, zwischenzulagern und als oberste Bo-

denschicht wieder einzubauen (§202 BauGB). 

 

Zur Straßenbeleuchtung sind Natrium-Druckdampflampen (oder andere nach 

dem Stand der Technik insektenverträgliche Leuchtmittel z. B. LED) zu verwen-

den. Die Beleuchtung soll konzentriert werden und möglichst wenig Streulicht 

erzeugen. Der Leuchtentyp ist geschlossen auszugestalten. 

Mauern und Sockel (durchgehende Fundamente) an Einfriedungen sind grund-

sätzlich unzulässig, sofern sie nicht zum Ausgleich unterschiedlicher Grund-

stückshöhen erforderlich sind. Bei der Errichtung von Zäunen und sonstigen 

Barrieren ist ein Abstand von mind. 10 cm von der Oberkante des Bodens bis 

zur Unterkante des Zaunes für den Kleintierdurchlass einzuhalten. 

Die Baufeldfreimachung sowie sämtliche Rodungsarbeiten sind außerhalb der 

Vegetationsperiode und somit außerhalb der Aktivitätszeiten von Amphibien im 

Zeitraum von 01. November bis 28. Februar durchzuführen. 

  
11. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

Siehe Planeintrag 

Den Eintragungen im Planteil entsprechend sind Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechte zugunsten der jeweiligen Eigentümer und Nutzer sowie der Versor-

gungsträger festgesetzt. 

 

12. Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind; Umgren-

zung der von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen § 9 Abs.1 Nr.24 und 

Abs.6 BauGB 

Gemäß Planzeichnung ist eine Waldabstandsfläche festgesetzt.  

 

13. Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 und 25a BauGB 

Gemäß Planzeichnung sind öffentliche Grünflächen festgesetzt.  

Diese sind in naturnaher Weise zu gestalten und zu pflegen (s. Pflanzlisten im 

Anhang). 

 

14. Höhenlage der baulichen Anlagen § 9 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 18 BauNVO 

Die Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) darf eine maximale Höhe von 0,30 

m über dem Bezugspunkt nicht überschreiten.  

Aus dem Schnittpunkt der Diagonalen der Baufenster von dem eine rechtwink-

lig zur Straßen abgehende Achse ausgeht, ermittelt sich der Bezugspunkt aus 

dem Schnittpunkt dieser Achse mit der Straßenachsen.  

Bei Eckgrundstücken ist die Erschließungsstraße maßgebend, von der das Ge-

bäude erschlossen wird. 

 

15. Anpflanzen und Erhalten von Bäumen und Sträuchern § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b 

BauGB 
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Es sind verschiedene Pflanzgebote sowie Erhaltungsgebote festgesetzt. Bei 

Abgang sind die Bäume gleichwertig zu ersetzen. Die mit der Pflanzung ver-

bundenen Einschränkungen sind von den Eigentümern zu dulden. Das Nach-

barschaftsrecht Baden-Württemberg ist zu beachten. Koniferen wie Thuja und 

Scheinzypresse sind im gesamten Geltungsbereich unzulässig. 

 

Pflanzgebot 1: Straßenbäume 

Gemäß Planzeichnung sind großkronige Bäume zu pflanzen (HmB 14/16 oder 

16/18, s. Pflanzliste im Anhang) zu pflanzen. Der Standort ist um bis zu 3,00 m 

verschiebbar. 

 

Pflanzgebot 2: Private Parkierung  

An den im Maßnahmenplan dargestellten Standorten an privaten Stellplätzen 

sind mittelkronige Bäume zu pflanzen (HmB 16/18, s. Pflanzliste im Anhang). 

Der Standort ist um bis zu 3,00 m verschiebbar. 

 

Pflanzgebot 3: Private Gärten 

Auf Grundstücken unter 400 m² ist ein kleinkroniger Baum zu pflanzen und dau-

erhaft zu pflegen (HmB 14/16, s. Pflanzliste im Anhang). Auf Grundstücken über 

400 m² sind je angefangene 400m² ein mittelkroniger Baum zu pflanzen und 

dauerhaft zu pflegen (HmB 16/18, s. Pflanzliste im Anhang). Der Standort ist 

frei wählbar. Das Nachbarschaftsrecht Baden-Württemberg ist zu beachten. 

Dachbegrünung Die Dachflächen der Geschosswohnungsbauten sind bei 

Flachdächern zu je 70% extensiv zu begrünen (mind. 10 cm Substratdicke, 

Gras-Kraut-Vegetation). 

Flach- und flach geneigte Pultdächer von Nebenanlagen (wie z.B. Garagen, 

Carports) mit einer Dachneigung von ≤ 12° sind extensiv zu begrünen (mind. 10 

cm Substratdicke, Gras-Kraut-Vegetation). 

Die Dächer der Tiefgaragen bei den Geschosswohnungsbauten sind intensiv 

mit mind. 40 cm Substratdicke zu begrünen. Die Dachbegrünung erfolgt flä-

chenhaft mit Gräsern, Stauden und Kleingehölzen. 

 

Erhaltungsgebot 

Die mit Erhaltungsgebot belegten Solitärgehölze sind dauerhaft zu erhalten und 

zu pflegen. Bei Verlust ist an gleicher Stelle gleichwertiger Ersatz zu pflanzen 

(s. Pflanzliste 1 im Anhang).  

Die Bäume sind während der Bauphase vor Beeinträchtigungen zu schützen. 

Es ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen bei Baumaßnahmen“ in Verbindung 

mit der Richtlinie für die Anlage von Straßen (RAS-LP 4: Schutz von Bäumen, 

Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen) einzuhalten. 

Der Parkplatz auf Flurstück 1249/3 sowie der Fußweg auf Flurstück 1249/1 sind 

so zu planen und herzustellen, dass an dem zum Erhalt festgesetzten Walnuss-

baum auf Flurstück 1247/3 kein Schaden entsteht. 
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§ 3 AUSNAHMEN UND BEFREIUNGEN 

Hierfür gelten die Bestimmungen des § 31 BauGB. 

 

§ 4 INKRAFTTRETEN 

Diese Satzung tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 BauGB in Kraft. 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans treten alle bisherigen planungsrechtlichen 

Festsetzungen im Geltungsbereich außer Kraft.  
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3. HINWEISE 

 

3.1 FLÄCHEN, DIE TEILWEISE MIT ENTSORGUNGSRELEVANTEN UNTER-

GRUNDVERUNREINIGUNGEN BELASTET SEIN KÖNNEN (BODEN-

SCHUTZKATASTER KATEGORIE B) 

Die in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen sind Teilflächen des Alt-

standorts 

„Standortübungsplatz Kaserne Radolfzell“. Nach einer 1993 durchgeführten 

historischen Erkundung (Histe-Objekt-Nr. 384-000), einer 1997 durchgeführ-

ten Kampfmittelbeseitigung und einer ebenfalls 1997 durchgeführten orientie-

renden Altlastenerkundung ergaben sich – abgesehen von entsorgungsrele-

vanten Untergrundverunreinigungen in einzelnen Teilbereichen – keine auffäl-

ligen Schadstoffbelastungen des Bodens, welche eine Gefährdung von 

Schutzgütern zur Folge hätten. Obwohl die Bodenbeprobungen in einem rela-

tiv engmaschigen Raster durchgeführt wurden, ist aus fachtechnischer Sicht 

nicht auszuschließen, dass sich in den nicht erkundeten Rasterzwischenräu-

men einzelne kleinräumige, entsorgungsrelevante Bodenverunreinigungen 

bzw. Schrottteile befinden. Bei den Tiefbauarbeiten im Baugebiet "Stadterwei-

terung Nord" muss daher mit teilweise verunreinigtem Erdaushub gerechnet 

werden. Bei Auffälligkeiten ist die Technische Fachabteilung des Amtes für 

Wasserrecht beim Landratsamt Konstanz zu benachrichtigen, damit die ord-

nungsgemäße Entsorgung des verunreinigten Materials abgestimmt werden 

kann. 

 

3.2 BODENSCHUTZ 

Zur Entlastung der Erddeponien wird empfohlen, den anfallenden Bauaushub 

fachgerecht abzutragen und auf dem Baugrundstück - etwa zur Geländege-

staltung – gemäß dem einschlägigen Regelwerk (insbesondere DIN 18915) zu 

lagern und wieder zu verwenden. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestim-

mungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BodSchG), insbesondere auf § 4 

BodSchG, und die §§ 1 und 4 BodSchG B-W wird hingewiesen 

 

3.3 GEOLOGISCHE UND HYDROLOGISCHE VERHÄLTNISSE 

Im Plangebiet ist folgender Regelaufbau des Untergrundes vorhanden: 

- Bodenbildung, Braunerde, ca. 0,3m 

- Boden, B, C – Horizont überwiegend sandige Schluffe, ca. 0,5m 

- Geschiebelehm, vergleyt, kiesige Schluffe, ca. 1,0m 

  lokal sind geringmächtige Tone eingeschaltet 

 

Soweit anhand der durchgeführten Schürfe beurteilbar, ist bis zu einer Erkun-

dungstiefe von 3,5m unter Geländeoberkante nicht mit Grundwasser zu rech-

nen. Es wurden lediglich in zwei von 24 Schürfen Schichtwasser angetroffen, 

das aus geringmächtigen Sandlinsen zusickerte. Es handelt sich hierbei um 
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engräumig lokale Vorkommen. Aufgrund der nahezu ausnahmslos verbreite-

ten bindigen Bodenarten ist bei längeren Niederschlagsperioden mit einem 

sehr lang andauernden Abfluss der Wassermassen zu rechnen. (Quelle: 

Hydro-Data Radolfzell 5.12.1997: Orientierende Altlastenerkundung von Bo-

den und Untergrund, Projekt-Nr. 78315/95002NA-1/496). 

 

3.4 DENKMALSCHUTZ 

Da möglicherweise mit archäologischen Bodenfunden gerechnet werden 

muss, ist der Beginn von Erdarbeiten frühzeitig vor Baubeginn dem Kreisar-

chäologen (Am Schlossgarten 2, 78224 Singen, 07731/61229 oder 

0171/3661323) mitzuteilen. Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz sind etwaige 

archäologische Funde (Scherben, Knochen, Mauerreste, Metallgegenstände, 

Gräber, auffällige Bodenverfärbungen) umgehend dem Kreisarchäologen oder 

dem Landesamt für Denkmalpflege (Dienststelle Hemmenhofen, Fischersteig 

9, 78343 Gaienhofen, Tel. 07735/93777-0) zu melden und bis zur sachgerech-

ten Dokumentation und Ausgrabung im Boden zu belassen. Mit Unterbrechun-

gen der Bauarbeiten ist gegebenenfalls zu rechnen und Zeit zur Fundbergung 

einzuräumen. 

 

3.5 FEUERWEHRZUFAHRT 

Die genaue Lage der Feuerwehrzufahrten und die Aufstellflächen der Feuer-

wehrfahrzeuge werden im weiteren Verfahren mit den Fachbehörden abge-

stimmt.  

 

3.6 MONITORING DER CEF-MAßNAHMEN 

Die in der artenschutzrechtlichen Prüfung vom 19.09.2017 vorgezogenen Aus-

gleichsmaßnahmen (CEF) (siehe Artenschutzrechtliche Prüfung Nr. 4.8 auf S. 

31) sind durch ein Monitoring zu belegen. Im Rahmen des Monitorings ist der 

Erhalt der Spring- und Laubfroschpopulation im derzeitigen Erhaltungszustand 

zu prüfen. Dazu ist über drei Jahre jeweils im Frühjahr nach Umsetzung der 

Maßnahmen das Vorkommen von Spring- und Laubfrosch an den Gewässern 

durch Verhören und Zählung der Laichballen in den neu angelegten Gewäs-

sern sowie im derzeitigen Verbreitungsgebiet nachzuweisen. 
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4. PFLANZLISTEN 
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